
Die Bundesregierung hat freie Bahn.
Nach den Wahlen in Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern bleiben die Urnen in
Deutschland nun – von einer Ausnahme
im kleinen Bremen abgesehen – einein-
halb Jahre lang verschlossen. Vermeint-
lich viel Zeit, um ohne Rücksicht auf
Wahlkämpfe Streitfragen zu klären, Re-
formen anzugehen, Gesetzentwürfe zu
konzipieren und auf den Weg zu bringen.
Oder auch wenig Zeit. Denn angesichts
der Fülle und Strittigkeit allein der wirt-
schaftspolitischen Vorhaben sind acht-
zehn Monate, in die auch noch G8- und
EU-Ratspräsidentschaft fallen, nicht üp-
pig: der Umbau des Gesundheitswesens,
die Reform der Pflegeversicherung, die
Sicherung der Rente, die Unternehmen-
steuerreform, eventuell noch ein paar
Korrekturen an der föderalen Finanzver-
fassung und nicht zuletzt – neue Wege am
Arbeitsmarkt. 

Strategien am Arbeitsmarkt
Gerade in diesem Ressort stehen große
Stichworte auf der Agenda, über die sich
die Koalitionspartner ausnahmslos un-
eins sind: Kombilohn, Mindestlohn, Kün-
digungsschutz, dritter Arbeitsmarkt. Ei-
nig ist man sich eigentlich nur über die
Senkung der Lohnzusatzkosten „dauer-
haft unter vierzig Prozent“, wie es im Ko-
alitionsvertrag heißt. Allerdings hat die
Realität die hehren Vorsätze hier bereits
überholt. Die gesetzlichen Krankenkas-
sen werden – vor allem durch Maßnah-
men der Regierung – ihre Beiträge im
kommenden Jahr erheblich anheben müs-

sen, und auch bei der Rentenversiche-
rung ist das Beitragsplus bereits beschlos-
sen. Als Garant für eine Entlastung bleibt
damit allein die Bundesagentur für Arbeit
(BA) übrig. Passenderweise rechnet sie
mit reichlichen Überschüssen für das lau-
fende Jahr.

Kein Wunder daher, dass die bereits
beschlossene Beitragssenkung bei der Ar-
beitslosenversicherung von 6,5 auf 4,5
Prozent vielen nicht mehr genug ist. 
Wirtschaftsverbände, manche Ökono-
men und Politiker fordern eine weitere
Entlastung auf 4,0 Prozent oder gar da-
runter. Und wenn, so die Argumentation,
das Geld dafür langfristig nicht reichen
sollte – ein Gutteil der BA-Überschüsse
stammt nämlich aus einem Einmalef-
fekt –, sollte der Beitrag wenigstens vo-
rübergehend sinken. Natürlich: Gerin-
gere Lohnnebenkosten haben einen posi-
tiven Effekt auf die Beschäftigung. Doch
die Anreizwirkung eines halben Prozent-
punktes weniger scheint verschwindend
gegenüber dem negativen Signal, sollte
die BA denselben schon 2008 wieder
drauflegen müssen. Man stelle sich das
Echo auf eine Regierung vor, die die Steu-
ern nur für ein Jahr senkt und dann wie-
der anhebt!

Die positiven Haushaltszahlen der
Bundesagentur für Arbeit täuschen so
manchen über die tatsächliche Lage am
Arbeitsmarkt hinweg. Knapp 6,4 Millio-
nen Menschen erhalten derzeit Lohner-
satzleistungen, mehr als fünf Millionen
davon Arbeitslosengeld II – entweder,
weil sie arbeitslos sind, oder weil sie 
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so wenig verdienen. Für das sogenannte
ALG II muss allein der Bund aufkommen.
Schätzungen zufolge wird Finanzminis-
ter Peer Steinbrück in diesem Jahr rund 27
Milliarden Euro für „Hartz IV“ ausgeben
müssen, eingeplant hat er nur 24,4 Milli-
arden, für 2007 gar nur 21 Milliarden. Al-
lein deshalb steht die Regierung in Zug-
zwang, das Gesetz zur Grundsicherung
für Arbeitsuchende weiter zu reformie-
ren – zusätzlich zum „Hartz-IV-Optimie-
rungsgesetz“, das bereits im August in
Kraft trat. Neben der Höhe des Transfers
– der Sachverständigenrat fordert die
Kürzung um dreißig Prozent – stehen vor
allem die großzügigen Zuverdienstmög-
lichkeiten in der Kritik. Vor einem Jahr
noch wurden sie erweitert, jetzt möchte
Arbeitsminister Franz Müntefering prü-
fen, ob die Koalitionäre damals nicht
„über das Ziel hinausgeschossen sind“.
Immer mehr Menschen beantragen das
Arbeitslosengeld II zusätzlich zu ihrem

Verdienst. Das kostet nicht nur viel Geld,
sondern setzt zudem zweifelhafte An-
reize: Viele arbeiten offiziell genau bis 
zur Anrechnungsgrenze und den Rest
schwarz; andere reduzieren ihre Arbeits-
zeit, um mit ihrem Verdienst unter die
Fördergrenze zu rutschen. 

Kombilohn und Mindestlohn
„Hartz IV“ hat damit im Grunde schon
geschaffen, was die Regierung laut Koali-
tionsvertrag  erst formal „prüfen“ will:
die Einführung eines Kombilohn-Mo-
dells. Treibende Kraft hinter der Idee ist
die Union, die über staatliche Zuschüsse
zusätzlich zum Lohn niedrig bezahlte
Jobs attraktiver machen möchte. Aber
auch Franz Müntefering hat in seiner „Ini-
tiative 50+“ ein Kombilohnmodell vorge-
sehen. Damit eine solche Förderung fi-
nanziell nicht ausufert, soll sie auf be-
stimmte Zielgruppen wie junge und äl-
tere Arbeitslose beschränkt sein. Das ist
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jedoch umstritten. Ökonomen, etwa von
Deutsche Bank Research, verweisen da-
rauf, dass die Problemgruppen am Ar-
beitsmarkt Langzeitarbeitslose und Ge-
ringqualifizierte sind. Sie gilt es zu för-
dern – unabhängig von ihrem Alter. Plä-
diert wird auch dafür, die Förderung an
den Beschäftigten und nicht an seinen Ar-
beitgeber auszuzahlen, um Mitnahmeef-
fekte zu vermeiden. Über die Einführung
eines Kombilohn-Modells und seine
mögliche Ausgestaltung berät derzeit
eine „Arbeitsgruppe Arbeitsmarkt“ unter
Leitung von Minister Franz Müntefering.
Sie soll Eckpunkte erarbeiten und dem
Kabinett spätestens Anfang November
vorstellen.

Neben dem Kombilohn wird sich die
Arbeitsgruppe auch mit dem Thema Min-
destlohn beschäftigen – einem Wunsch-
kind vieler Sozialdemokraten. Einen ers-
ten Pflock hat Franz Müntefering hier be-
reits eingeschlagen. Im August stimmte
das Kabinett seinen Plänen zur Auswei-
tung des Arbeitnehmer-Entsendegeset-
zes auf die Gebäudereinigerbranche zu.
Damit wird es dort voraussichtlich von
Mai 2007 an, wie schon in der Bauwirt-
schaft, eine allgemein verbindliche Lohn-
untergrenze geben, an die sich alle Fir-
men aus dem In- wie Ausland halten
müssen. Franz Müntefering macht kein
Hehl daraus, dass er in gleicher Weise
auch weitere Wirtschaftszweige, allen
voran die Zeitarbeit, ins Visier nehmen
will. Dass er die Union dabei überzeugen
kann, lässt sich derzeit allerdings noch
nicht erkennen. Kaum Aussicht auf Er-
folg hat in jedem Fall der Wunsch von
Teilen der SPD und der Gewerkschaften,
einen branchenübergreifenden gesetzli-
chen Mindestlohn einzuführen. 

Megathema Gesundheit
Während die Arbeitsmarktstrategie der
Regierung somit in Kürze ins Interesse
der Öffentlichkeit rücken wird, können
sich die Gesundheitspolitiker schon lange

über mangelnde Aufmerksamkeit nicht
beklagen. Seit die Regierung ihre Eck-
punkte einer Gesundheitsreform in der
Nacht zum 3. Juli vorstellte, füllt die –
überwiegend ablehnende – Debatte da-
rum die Schlagzeilen. Der fertige Gesetz-
entwurf, der nun in diesen Tagen durch
die Gremien wandert– wenn nicht kurz-
fristig weitere Verschiebungen dazwi-
schen kommen–, wird die Diskussion
kaum beenden. Abgesehen von zahl-
reichen Detailproblemen, bestehen er-
hebliche Zweifel daran, dass sich die
Umstellung des Beitragseinzuges von
den Krankenkassen auf einen Gesund-
heitsfonds innerhalb eines Jahres organi-
sieren lässt. Die Anforderungen an eine
einheitliche Software sind groß, und die
Stichworte Lkw-Maut und Hartz IV we-
cken böse Erinnerungen. Hinzu kommt
die unvorstellbare Dimension. Die Kran-
kenkassen ziehen nicht nur ihre, sondern
die gesamten Sozialversicherungsbeiträ-
ge ein: jährlich rund 450 Milliarden Euro,
die an Krankenkassen, Rentenversiche-
rung und Arbeitsagentur verteilt werden
müssen. 

Notwendige Überzeugungsarbeit
In jedem Fall wird die Regierung noch ei-
nige Überzeugungsarbeit leisten müssen.
Bislang hat sie mit ihrem Vorhaben, die
Festsetzung des Krankenkassenbeitrages
an sich zu reißen, noch keine Verbünde-
ten gewonnen. Ob Arbeitgeber oder Ge-
werkschaften, ob Ärzte oder Kassen, ob
Wissenschaftler oder Medien – zum
Fonds-Fan hat sich bislang noch keiner er-
klärt. Und auch in den eigenen Reihen
machen sich zunehmend Zweifel breit.
Hinzu kommt die Vermutung, dass die
wahren Probleme des Gesundheitswe-
sens weiter einer Lösung harren. Insbe-
sondere, wenn zum kommenden Januar
und im Jahresverlauf 2007 die Beiträge
der Krankenkassen nach oben schnellen
werden, wird sich der Unmut in Unter-
nehmen und Bevölkerung in gleichem
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Maße Bahn brechen. Die Aussicht auf ei-
nen Fonds, der irgendwann einmal, wenn
überhaupt, zu Einsparungen führen
könnte, wird daran nichts ändern. Die
Diskussion um Einsparungen auf der
Ausgabenseite des Gesundheitswesens
wird daher weitergehen, und auch das
Thema Eigenbeteiligung der Versicher-
ten wird wieder auf den Tisch kommen.

Die Frage, wie weit die Koalition in
den nächsten zwei Jahren mit dem Um-
bau des Gesundheitswesens voran-
kommt, ist besonders mit Blick auf die
nächste Bundestagswahl von Interesse.
Schon jetzt liegt die Vermutung nahe,
dass die Sympathien der Gesundheitspo-
litiker für das Fondsmodell – mangels
anderer erkennbarer Gründe – vor allem
in dessen Potenzial basieren. Der Fonds
ist ein flexibler Ausgangspunkt für die
Wunschkonzepte der Regierungspartei-
en – Bürgerversicherung (SPD) und Ge-
sundheitsprämie (CDU). Es lässt sich da-
her trefflich darüber spekulieren, wer
wann mit welchem Vorschlag unver-
fänglich in den Wahlkampf gegen den
Koalitionspartner startet – die SPD etwa
mit „Steuerzuschüsse ausbauen“, die
CDU mit „mehr Gewicht auf die Prä-
mie“.

Das Megathema Gesundheit ver-
drängt derzeit eine deutlich kleinere, aber
nichtsdestotrotz wichtige Reform in den
Hintergrund: die der Pflegeversicherung.
Eigentlich sollte sie bereits zur Sommer-
pause vorliegen, doch seither vertröstet
das Gesundheitsministerium auf die Zeit
nach der Gesundheitsreform. Schwer-
punkt ist die nachhaltige Finanzierung
des Umlagesystems. Seit 1999 überstei-
gen die Ausgaben der Pflegekassen Jahr
für Jahr die Einnahmen, ohne Zutun ist
das baldige Ende der Rücklagen abseh-
bar. Die Union drängt auf den Einstieg in
eine Kapitaldeckung – etwa in Form einer
privaten Zusatzversicherung. Die SPD
liebäugelt dagegen mit Elementen einer
Bürgerversicherung und möchte die gut

gepolsterte private Pflegeversicherung
im Rahmen eines Finanzausgleichs mit
ins Boot nehmen. Konflikt ist somit pro-
grammiert. Weniger umstritten ist, die
Betreuung von Demenzerkrankten besser
zu berücksichtigen und die ambulante
vor der teureren und in der Regel nicht
besseren stationären Pflege zu stärken.
Die Beratungen werden nun erst im kom-
menden Jahr beginnen. 

Anhebung des Rentenalters
Noch vor Jahresende soll der Gesetzent-
wurf für die „Rente mit 67“ in den
Bundestag. Die Zeit drängt nicht unbe-
dingt, da die Verlängerung des Arbeitsle-
bens erst im Jahr 2012 in kleinen Schritten
beginnen soll. Dennoch setzte der zustän-
dige Minister Franz Müntefering – wohl
mit Blick auf die eigene, bei diesem
Thema skeptische Partei – früh Zeichen
und jagte bereits im Februar die Reform-
eckpunkte durchs Kabinett. Die genaue
Ausgestaltung ist allerdings noch offen.
Insbesondere Ausnahmen für Versicherte
mit mehr als 45 Beitragsjahren sind um-
stritten. SPD und Gewerkschaften drin-
gen hier auf Großzügigkeit. Die Arbeitge-
ber, aber wohl auch der Minister selbst
wollen sie angesichts der finanziellen
Auswirkungen beschränken.

Franz Müntefering  muss schließlich
auch noch das heiße Eisen „Nachholfak-
tor“ anpacken. Die mäßige Entwicklung
der Löhne und Gehälter führte in den letz-
ten Jahren dazu, dass vorgeschriebene
Dämpfungsmaßnahmen bei der Berech-
nung des Rentenniveaus wie etwa der
„Nachhaltigkeitsfaktor“ nicht wirken
konnten. Ein striktes Befolgen der Ren-
tenformel hätte zu Kürzungen bei den
Rentenauszahlungen geführt. Doch laut
Koalitionsvertrag soll die vorgeschrie-
bene Korrektur nur aufgeschoben, nicht
aufgehoben sein: „Zur Einhaltung der Bei-
tragssatz-Sicherungsziele ist es notwen-
dig, nicht realisierte Dämpfungen von
Rentenanpassungen nachzuholen.“ Ohne
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Zweifel wird die Realisierung dieses
„Nachholfaktors“, der auf Jahre hinweg
Nullrunden für die Rentner bedeuten
könnte, für erneuten öffentlichen Auf-
schrei sorgen.

Und noch ein weiteres Prestigeprojekt 
der Koalition, die Unternehmensteuerre-
form, soll bis zum Jahresende als Gesetz-
entwurf vorliegen. Erste Eckpunkte hatte
das Kabinett im Juli beschlossen, seither
berät eine Arbeitsgruppe unter Leitung
von Finanzminister Steinbrück und Hes-
sens Regierungschef Roland Koch über
die Details. Unstrittig ist, dass die Reform
von Januar 2008 an die Steuerbelastung
der Konzerne auf unter dreißig Prozent
drücken soll. Viel Diskussion gab und gibt
es jedoch um die Gegenfinanzierung. Die
ursprünglichen Pläne Steinbrücks, die
Finanzierungsanteile von Zinsen, Mieten
und Pachten künftig zur Hälfte sowohl der
Gewerbe- als auch der Körperschaftsteuer
zu unterlegen, haben viel Staub aufgewir-
belt. Ein Konsens dürfte nun darin lie-
gen, den steuerlichen Abzug von Finan-
zierungskosten in irgendeiner Form ein-
zuschränken – einerseits zum Zwecke 
der Mehreinnahmen, andererseits zur
Abwehr von Steuerflucht. Ein Politikum
ist schließlich noch die Höhe der Netto-
entlastung. Vorgesehen hat Steinbrück
bislang ein Minus für die Staatskasse 
von rund fünf Milliarden Euro im Jahr
2008. Viele seiner Parteifreunde wol-
len die Unternehmen jedoch angesichts
der parallelen Mehrbelastungen für die
Verbraucher mit keinem Cent begüns-
tigen. 

Verfassungsgemäße Staatsfinanzen
Größere Geschenke sind ohnehin nicht
drin – das ergibt sich schon aus dem gro-
ßen Koalitionsziel, den Bundeshaushalt
zu konsolidieren. Die prekäre Ausgangs-
lage – wie schon seine vier Vorgänger ver-
stößt auch der Etat 2006 wieder gegen das

Grundgesetz – hat sich inzwischen durch
gute Steuereinnahmen scheinbar ent-
spannt. So wird immerhin die deutsche
Defizitquote in diesem Jahr unter drei
Prozent liegen. Der Haushalt 2007 sieht
auch wieder verfassungsgemäß mehr In-
vestitionen als neue Schulden vor. Damit
sich diese Reihenfolge auch im Haus-
haltsvollzug einhalten lässt, sind jedoch
noch einige Anstrengungen nötig, vor al-
lem auf dem Arbeitsmarkt. Weit entfernt
ist die Regierung in jedem Fall noch von
einem ausgeglichenen Etat, geschweige
denn Überschüssen, die den Schulden-
berg des Bundes von derzeit etwa 900
Millionen Euro (Gesamtstaat: 1,5 Billio-
nen Euro) zum Schmelzen bringen könn-
ten. Ein Verzicht oder auch nur ein Ver-
schieben der bereits beschlossenen Erhö-
hung der Mehrwertsteuer auf neunzehn
Prozent steht daher nicht zur Debatte.

So reichlich und ehrgeizig die Reform-
vorhaben der Bundesregierung sind –
entscheidend für die weitere wirtschaftli-
che Erholung ist vor allem die Umset-
zung. Hier ist Skepsis geboten, denn bis-
lang sind sich die Koalitionspartner noch
über viele entscheidende Fragen uneins.
Zu erwarten sind daher Kompromisse,
die keine Seite glücklich machen und nie-
mandem richtig weiterhelfen. Das beste
Beispiel liefert hier die Gesundheitsre-
form, bei deren Verhandlung das Kräfte-
messen zwischen Union und SPD, ebenso
wie zwischen Bund und Ländern über-
zeugendere Ergebnisse verhindert hat.
Und die Querschüsse aus den eigenen
Reihen sind bis heute nicht verstummt.
Der Ausspruch von CSU-Landesgrup-
penchef Peter Ramsauer aus dem vergan-
genen Juni, „ich kenne jetzt alle Termine
für Kommunal- und Landtagswahlen bis
2012“, spricht Bände über Mut und Prio-
ritäten der Entscheidungsträger. Das Po-
tenzial der eineinhalb wahlfreien Jahre
vor uns relativiert sich damit ungemein. 
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